
 

 
Hinweise zum Ausfüllen 

2. Haushaltsangehörige, die mit in der künftigen Wohnung wohnen sollen 

Damit auch alle weiteren Haushaltsmitglieder in der jeweilig zu erteilenden Berechtigung 

eingeschlossen sind, sollen alle Haushaltsangehörige benannt werden. Ein Haushalt liegt nur vor, 

wenn Personen aus folgendem Personenkreis miteinander eine Verantwortungs- und  

Einstehensgemeinschaft führen: Der Antragsteller, Ehegatte oder Partner einer sonstigen auf Dauer 

angelegten Lebensgemeinschaft oder sein Lebenspartner im Sinne des Lebenspartnerschaftsgesetzes 

sowie deren Verwandte in gerader Linie (z. B. Großeltern, Eltern, Kinder, Enkel) und zweiten Grades in 

der Seitenlinie (Geschwister) sowie Verschwägerte in gerader Linie (z. B. Schwiegereltern, Stiefkinder) 

und zweiten Grades in der Seitenlinie (Schwager, Schwägerin), Pflegekinder und Pflegeeltern. 

3. Haushalte mit besonderen Merkmalen (freiwillig – nur für die Erteilung eines WBS) 

Ein kleiner Teil der geförderten Mietwohnungen im Land ist ausschließlich oder vorrangig 

bestimmten Haushalten bzw. Personengruppen vorbehalten; jedoch ist das nicht in jeder Gemeinde 

der Fall. Nachfolgend sind die häufigsten dieser insoweit privilegierten Haushalte oder 

Personengruppen bezeichnet. 

Erfüllt Ihr Haushalt oder einer der Haushaltsangehörigen (z. B. Schwerbehinderung mit speziellen 

Wohnbedürfnissen) die an diese Merkmale geknüpften Eigenschaften, können Sie dies anschließend 

eintragen und somit unter Umständen in den Genuss eines solchen Vorbehalts kommen. Das gilt 

auch, falls Voraussetzungen eines Vorbehalts erfüllt werden, der nicht aufgeführt ist. Sie können 

diesen hinzufügen. 

4. Einkommen 

Zum Bezug einer Wohnung mit WBS müssen gewisse Einkommensgrenzen eingehalten werde. Das 

setzt die Ermittlung des Haushalteinkommens voraus. Entscheidend hierfür sind die 

Bruttojahreseinkommen aller Haushaltsmitglieder, welche zum Gesamteinkommen des Haushalts 

summiert werden. Bei nicht selbständiger – auch geringfügiger – Arbeit ist der Bruttojahresverdienst 

(Gesamtbruttolohn, Gesamtbruttoverdienst) abzüglich der zuletzt steuerlich anerkannten 

Werbungskosten, bei selbstständiger Arbeit, auch in der Land- und Forstwirtschaft oder in einem 

Gewerbebetrieb, der zuletzt steuerlich anerkannte Gewinn, bei Vermietung und Verpachtung sowie 

Kapitalvermögen der Überschuss der Einnahmen über die zuletzt steuerlich anerkannten 

Werbungskosten, bei wiederkehrenden Bezügen sind z. B. Renten- und Pensionsbezüge abzüglich 

von zuletzt steuerlich anerkannten Werbungskosten anzugeben. 

Hinzu kommen bestimmte steuerfreie Einkünfte nach § 3 Nr. 2 des Einkommensteuergesetzes (EStG), 

z. B. Arbeitslosengeld, Kurzarbeitergeld, Übergangsgeld, Eingliederungshilfe, Überbrückungsgeld, 

Insolvenzgeld, Leistungen nach SGB II, Alleinerziehende mit Kindergeld. 
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Es ist grundsätzlich das Jahreseinkommen maßgeblich, das ab dem Monat der Antragstellung zu 

erwarten ist. Sollten hierzu keine verlässlichen Angaben möglich sein, kann auch das Einkommen 

der letzten zwölf Monate berücksichtigt werden. Bitte tragen Sie in der folgenden Tabelle die 

entsprechenden Einnahmen/Beträge und deren Höhe ein. Dies ist regelmäßig nachzuweisen. 

4.2.1 Unterhaltsleistungen als Unterhaltspflichtige/r 

Im Falle gesetzlicher Unterhaltsverpflichtungen werden Unterhaltsleistungen, jeweils als Abzug 

vom Einkommen, wie folgt berücksichtigt: 

• In Form von Kindesunterhalt bis zu 3.000 Euro jährlich je Kind, 

• In Form von Trennungs- oder Scheidungsunterhalt bis zu 6.000 Euro jährlich. 

4.2.2 Werbungskosten 

Werbungskostenpauschalbeträge für steuerpflichtige Einnahmen werden ohne Nachweis 

berücksichtigt (für eine nichtselbstständige Arbeit/Minijob 1.000 Euro, für Renten 102 Euro). Höhere 

Aufwendungen und Werbungskosten für steuerfreie Einnahmen müssen Sie uns nachweisen. 

4.2.3 Entlastungsbetrag für steuerpflichtige Alleinerziehende (§24b EStG) 

Alleinstehende Steuerpflichtige können einen Entlastungsbetrag von der Summe der steuerpflichtigen 

Einkünfte abziehen, wenn zu ihrem Haushalt mindestens ein Kind gehört, für das ihnen ein Freibetrag 

nach § 32 VI EStG oder Kindergeld zusteht. 

4.3 Dauerhafte Haushaltsführung (Erziehungsgeld, Elterngeld, Kindergeld) 

Hier sind nur Einnahmen zu nennen, welche nicht bereits in Nr. 4 eingetragen sind. Hierzu zählen z. B. 

das Erziehungsgeld, das Elterngeld, Kindergeld. 

4.4 Zu erwartende Einkommensänderungen (innerhalb der nächsten 12 Monate 

nach Antragstellung) 

Künftige Einkommensänderungen sind bei der Einkommensermittlung zu berücksichtigen, wenn sie 

innerhalb von zwölf Monaten nach der Antragstellung mit Sicherheit zu erwarten sind. Ist das der 

Fall, sind die Haushaltsangehörigen entsprechend zu bezeichnen und die nachfolgenden Angaben zu 

machen. 

5. Vorhandenes erhebliches verwertbares Vermögen 

Ein Berechtigungsschein darf trotz Einhaltung der maßgeblichen Einkommensgrenzen nicht erteilt 

werden, wenn der Haushalt über angemessenes Wohneigentum (Eigentumswohnung, Ein - oder 

Mehrfamilienhaus) oder sonst über erhebliches verwertbares Vermögen (z. B. Barvermögen, 

Guthaben, Wertpapiere, Grundeigentum) verfügt. Verfügen Sie oder eine zu Ihrem Haushalt 

rechnende Person über angemessenes Wohneigentum (Nennung der Adresse, Verkehrswert, 

Schuldenstand und Vorlage der Nachweise), oder erhebliches verwertbares Vermögen (Nennung 

des Betrages und Vorlage eines Bankauszuges), sind Angaben vorzunehmen. 

Seite 2/3 



6. Angaben bei zusätzlichem Raumbedarf (nur auszufüllen für einen WBS) 

Die Angemessenheit der Wohnfläche und der Zahl der Wohnräume hängt von der Größe des 

Haushalts ab. Über diese feststehenden Größen hinaus kann aus bestimmten Gründen ein zusätzlicher 

Flächen- und Raumbedarf des Haushalts bestehen oder zukünftig erforderlich werden. In 

Ausnahmefällen kann der zusätzliche Bedarf anerkannt werden (z. B. aufgrund einer Behinderung, 

Aufnahme von Angehörigen). 

7. Wohnungstausch (nur ausfüllen, wenn schon eine bestimmte Wohnung feststeht und nur 

für einen WBS) 

Bewohnen Sie bereits eine geförderte Wohnung mit Wohnberechtigungsschein, so dass diese im Falle 

ihres Umzugs frei werden würde, handelt es sich um einen Wohnungstausch. Teilen Sie bitte die 

nachfolgenden Informationen zu Ihrer derzeitigen Sozialmietwohnung mit. Beabsichtigen Sie 

stattdessen, eine bestimmte Sozialwohnung zu beziehen, so machen Sie bitte die nachfolgend 

erbetenen Angaben zu der Tauschwohnung. 
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